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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über allgemeine 
Durchführungsbestimmungen für den Fall einer erheblichen Preissenkung 
auf dem Schweinefleischsektor 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 121/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die Gemeinsame 
Marktorganisation für Schweinefleisch 1 ), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr /74 2 ), 

insbesondere auf Artikel 19 a, 
auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in Artikel 19 a der Verordnung Nr. 121/67/ 
EWG genannte erhebliche Preissenkung kann auf 
der Grundlage der Höhe der Grundpreise für ge- 
schlachtete Schweine und der Entwicklung der Preise 
ermittelt werden, die auf den im Anhang der Ver- 
ordnung Nr. 213/67/EWG des Rates vom 27. Juni 
1967 zur Festsetzung des Verzeichnisses der reprä- 
sentativen Märkte für den Schweinefleischsektor in 
der Gemeinschaft 3 ), zuletzt geändert durch Verord- 
nung (EWG) Nr. 2708/72 4 ), genannten repräsenta- 
tiven Märkte festgestellt werden. 

Um die etwaige Fortdauer dieser Senkung zu 
beurteilen, ist insbesondere den Erhebungen und 
Vorausschätzungen über die Schweineerzeugung ge- 
mäß der Richtlinie des Rates vom 27. März 1968 5 ), 
geändert durch die Beitrittsakte 6 ), Rechnung zu tra- 
gen. 

Geeignete Maßnahmen gegen eine erhebliche 
Preissenkung bestehen insbesondere in der Förde- 
rung des Schweinefleischverbrauchs. 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2283/67 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom S. . . . 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 135 
vom 30. Juni 1967, S. 2887/67 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972, S. 6 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 76 
vom 28. März 1968, S. 13 

ß ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 78 


Hierfür empfiehlt es sich, Werbefeldzüge für den 
Verzehr von Schweinefleisch durchzuführen und die 
Abgabe dieses Erzeugnisses zu gesenkten Preisen 
an bestimmte besonders benachteiligte Verbraucher- 
gruppen zu ermöglichen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Eine erhebliche Senkung der Preise im Sinne von 
Artikel 19 der Verordnung Nr. 121/67/EWG liegt 
vor, wenn der Durchschnitt der Preise für ge- 
schlachtete Schweine auf den repräsentativen 
Märkten der Gemeinschaft auf der Höhe des 
Grundpreises liegt. 

2. Die erhebliche Preissenkung dauert voraussicht- 
lich fort, wenn zwischen Angebot und Nachfrage 
bei Schweinefleisch ein Ungleichgewicht besteht 
und dieses Ungleichgewicht voraussichtlich an- 
hält, insbesondere im Hinblick auf 

a) die konjunkturelle Entwicklung der Deckzah- 
len und der Preise für Ferkel, 

b) die Erhebungen und Vorausschätzungen in 
Durchführung der Richtlinie des Rates vom 
27. März 1968 betreffend die von den Mit- 
gliedstaaten durchzuführenden Erhebungen. 

c) die voraussichtliche Entwicklung der Markt- 
preise für geschlachtete Schweine. 

Artikel 2 

Sind die Voraussetzungen von Artikel 19 a Absatz 1 
der Verordnung Nr. 121 /67/EWG gemäß den Krite- 
rien von Artikel 1 der vorliegenden Verordnung 
erfüllt, können folgende Maßnahmen beschlossen 
werden: 

a) Gewährung von Beihilfen für Werbefeldzüge zu- 
gunsten des Verzehrs von Schweinefleisch; 

b) Verkauf von Schweinefleisch an bestimmte be- 
sonders benachteiligte Verbraucher gruppen zu 
gesenkten Preisen. 
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Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Begründung 


1. Am 17. September 1974 hat die Kommission dem 
Rat einen Vorschlag einer Verordnung zur Ergän- 
zung der Verordnung Nr. 121/67/EWG hinsichtlich 
der bei einem erheblichen Preisrückgang auf dem 
Schweinefleischsektor zu ergreifenden Maßnahmen 
vorgelegt. 

Dieser Vorschlag beinhaltet die Schaffung der recht- 
lichen Grundlage, die den Erlaß geeigneter Maßnah- 
men gegen die Wirkungen einer solchen Preissen- 
kung ermöglicht, wobei die allgemeinen Durchfüh- 
rungsbestimmungen durch eine nachfolgende Rats- 
verordnung erlassen werden sollten. 


2. Der vorliegende Vorschlag beinhaltet die Be- 
stimmung dieser Grundregeln und insbesondere 

— den Begriff des erheblichen Preisrückgangs, 

— - die Beurteilungskriterien für die Dauerhaftig- 
keit des Preisrückgangs, 

— die zu ergreifenden Maßnahmen: 

• Gewährung von Beihilfen für Werbefeldzüge 
zugunsten des Verzehrs von Schweinefleisch, 

• Verkauf von Schweinefleisch an bestimmte 
besonders benachteiligte Verbrauchergruppen 
zu gesenkten Preisen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 14. Januar 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Schw 29/75 : 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 12. Dezember 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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